
•  Zum Unterschied zwischen einstweiligem und vorläufigem Rechtsschutz siehe Drescher 
in MünchKommZPO, 2016, § 916 Rn. 6-9 

o  Einstweiliger Rechtsschutz als vorübergehende Regelung mit dem Ziel, vollendete 
Tatsachen vor Ergehen einer abschließenden gerichtlichen Entscheidung zu verhindern 

o  Vorläufiger Rechtsschutz als frühe, vollwertige Vollstreckungsmöglichkeit 
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•  Die ZPO behandelt den einstweiligen Rechtsschutz in Buch 8 als Teil der 
Zwangsvollstreckung 

o  Die Entscheidung im einstweiligen Rechtsschutz ist ein Vollstreckungstitel, §§ 928, 930, 
936 ZPO 

o  Der Arrest etwa wird durch Pfändung nach § 930 ZPO oder u.a. durch Haft nach § 933 
ZPO vollzogen 

•  Gleichzeitig handelt es sich beim einstweiligen Rechtsschutzverfahren im Kern um ein 
Erkenntnisverfahren 

•  Weiterführend zur systematischen Einordnung Huber, JuS 2018, 226 ff. 
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•  Seltene dritte Kategorie: Einstweilige Anordnung, insbesondere nach § 570 Abs. 3 ZPO, 
bezieht sich nur auf die Vollziehung der per Beschwerde angefochtenen Entscheidung 
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•  Sicherungsverfügung = Sicherung eines Anspruchs auf gegenständliche Leistung 

•  Regelungsverfügung = Zwischen-Regelung für ein streitiges Rechtsverhältnis 
o  Räumung z.B. bei kontinuierlicher Verursachung von Wasserschäden für die darunter 

liegende Wohnung, vgl. § 940a ZPO 

o  Beispiel für Vertriebsstopp: Keine ausreichende Nennung eines früheren Bearbeiters in 
einem wissenschaftlichen Werk, LG Frankfurt am Main v. 8. November 2018, 2/03 O 
354/18, https://www.jurpc.de/jurpc/show?id=20180157  

o  Unterfall Unterlassungsverfügung; diese ist so auszulegen, dass sie auch Maßnahmen zur 
Störungsbeseitigung umfasst, BGH v. 11. Oktober 2017, I ZB 96/16, 
https://openjur.de/u/2117145.html (Produkte zur Wundversorgung) 

•  Leistungsverfügung: 
o  Geldzahlung vor allem bei sonst existenzieller Gefährdung des Gläubigers 
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•  Zulässigkeit: 
o  Statthaftigkeit, §§ 916, 935, 940 ZPO 

o  Antrag, §§ 920, 936 ZPO 

o  Zuständiges Gericht, §§ 919, 937 Abs. 1, 942, 943, 802 ZPO 

o  Behauptung von Arrest- bzw. Verfügungsanspruch, §§ 920 Abs. 1, 936 ZPO 

o  Behauptung von Arrest- bzw. Verfügungsgrund, §§ 918, 920 Abs. 1, 935 ZPO 

o  Keine Vorwegnahme der Hauptsache 

•  Begründetheit: 
o  Glaubhaftmachung von Verfügungsanspruch (schlüssig) und Verfügungsgrund (nicht zu 

lange gewartet), §§ 920 Abs. 2, 294 ZPO 

Ø  Bei Sicherheitsleistung kann auch ohne Glaubhaftmachung Arrest angeordnet 
werden, § 921 ZPO 

o  Ermessen des Gerichts, §§ 921, 938 ZPO 

•  Entscheidung des Gerichts 
o  Beschluss oder Endurteil, § 922 Abs. 1 S. 1 ZPO 
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•  Glaubhaftmachung à Überwiegende Wahrscheinlichkeit vermitteln 

•  Glaubhaft zu machen sind nur Tatsachen; die rechtliche Bewertung bleibt Sache des 
Gerichts 

•  An Eides statt versichert werden kann nur, was Gegenstand der Wahrnehmung des 
Versichernden war 

o  Beispiel: Mündlicher Abschluss eines Kaufvertrags zwischen den Parteien 

o  Gegenbeispiel: Rechtsanwältin versichert an Eides statt, ihrem Büroangestellten sei beim 
Versand eines Schriftsatzes ein bestimmter Fehler unterlaufen, vgl. BGH v. 22. Juni 2004, 
VI ZB 14/04, https://lexetius.com/2004,1735  

•  Die Versicherung an Eides statt bedarf keiner besonderen Form! 

•  Eine vorsätzliche oder fahrlässige falsche Versicherung an Eides statt ist strafbar nach 
§§ 156, 161 StGB 

6 Martin Fries 



•  Schutzschriften: 
o  werden häufig in Reaktion auf eine Abmahnung im Schutzschriftenregister hinterlegt 

•  Widerspruchsverfahren: 
o  Auf einen Widerspruch hin prüft das Gericht die Rechtmäßigkeit der erlassenen 

Rechtsschutzmaßnahme zum neuen Zeitpunkt 

o  Die Entscheidung ergeht per Endurteil, § 925 ZPO 

o  Das Widerspruchsverfahren ist Teil des einstweiligen Rechtsschutzverfahrens; es ist nicht 
zu verwechseln mit dem Hauptsacheverfahren; beide haben unterschiedliche 
Streitgegenstände; in ersterem geht es allein um die Zulässigkeit einstweiliger 
Sicherungsmaßnahmen 

o  Der Antragsgegner kann die Durchführung des Hauptsacheverfahrens erzwingen, 
§ 926 ZPO 
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•  Beispiel aus BGH v. 20. Juli 2006, IX ZR 94/03, https://lexetius.com/2006,1936  
o  Anwalt nimmt Kollegen im einstweiligen Rechtsschutz erfolgreich auf Unterlassung von 

Rechtsberatung über eine Anwalts-Hotline in Anspruch 

o  BGH erklärt Hotline-Rechtsberatung in anderer Sache für zulässig 

o  Der ursprüngliche Antragsgegner verlangt nun u.a. Verdienstausfall in sechsstelliger 
Höhe vom ursprünglichen Antragssteller 
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